TEIL B — TEXT

ZUR SATZUNG UBER DEN VORHABENBEZOGENEN BEBAUUNGSPLAN Nr. 19
"BALTIC-QUARTIER OSTSEEALLEE 34/ 36" (EHEMALIGE KURVERWALTUNG
UND EHEMALIGE GEMEINDEVERWALTUNG) INKLUSIVE VON FLACHEN DES
PARKPLATZES AM REITSTALL

IM BESCHLEUNIGTEN VERFAHREN GEMAR § 13a BauGB
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PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(89 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

ALLGEMEINES WOHNGEBIET
(8 4 BauNVO, § 1 Abs. 4 und 6 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

Im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind zulassig:

- Wohngebéaude,

- die der Versorgung des Gebietes dienenden L&den, Schank- und
Speisewirtschaften sowie nicht stérende Handwerksbetriebe,

- Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet WA 1 kdnnen gemal® 8 4 Abs. 3 BauNVO

ausnahmsweise zugelassen werden:

- sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe, ausgenommen Ferienwohnungen i. S.
des § 13a BauNVO.

Im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind Ferienwohnungen i. S. des § 13a
BauNVO als Unterart der nach 8§ 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulassigen Nutzung
- Nr. 2 sonstige nicht storende Gewerbebetriebe

gemal 8 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes und deshalb nicht zulassig.

Im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO
ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen

- Nr. 1 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

- Nr. 3 Anlagen fur Verwaltungen,

- Nr. 4 Gartenbaubetriebe,

- Nr. 5 Tankstellen,

gemalR § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und deshalb
nicht zulassig.

Im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind sonstige nicht stérende
Gewerbebetriebe, Anlagen fir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe sowie Tankstellen
auch ausnahmsweise nicht zuléassig (8 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO).
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MAR DER BAULICHEN NUTZUNG
(89 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, 8§ 16 — 20 BauNVO)

Grundflachenzahl

Gemal § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO darf die maximal zulassige Grundflachenzahl durch
die Grundflachen der in 8 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu 50
v.H. Uberschritten werden.

Geschossflachenzahl

Bei der Ermittlung der Geschossflache sind die Flachen von AufenthaltsrAumen in
anderen Geschossen als Vollgeschossen einschliel3lich der zu lhnen gehérenden
Treppenrdume und einschliellich ihrer Umfassungswande ganz mitzurechnen.

Hohe der baulichen Anlagen

Es gelten als obere Bezugspunkte der Geb&dudehthe bzw. der First- und Traufhdhe die

Festsetzungen gemal3 Planzeichnung — Teil A.

Die festgesetzte maximale Gebaudehohe, Firsthbhe und Traufhohe wird wie folgt

definiert. Mal3gebend ist die Dachaul3enhautflache des eingedeckten Daches.

- Die Gebaudehdhe ist der oberste Abschluss der Dachhaut (Dachaul3enhautflache).
MalRgebend ist das eingedeckte Dach. Bei Gebduden mit Attika ist fur die
Gebéudehothe die Oberkante der Attika mafigebend.

- Bei Gebauden mit einem First ist als oberster Abschluss der Dachhaut der
Schnittpunkt der DachaufRenhautflachen (First) mafigebend.

- Als oberer Bezugspunkt der Traufhthe ist der Schnittpunkt der Dachhaut mit der
aufsteigenden Linie der Aul3enseite der AuRenwand maf3gebend.

Dachaufbauten, wie Schornsteine, Luftungsanlagen oder Aufzugsraume dirfen die
Dachhaut um maximal 0,50 m uUberragen. Dies gilt auch dann, wenn dadurch die
festgesetzte maximale Hohe baulicher Anlagen tberschritten wird.

Hohenlage (89 Abs. 3 BauGB)

Fir das festgesetzte WA 2 gilt als unterer Bezugspunkt fur die Gebaudehdhen die
Oberkante der zugehdrigen ErschlielBungsstrae. Der nattrlichen Gelandeoberflache in
der Mittelachse des Geb&udes ist dabei der Hohenunterschied zwischen der Oberkante
ErschlieBungsstraRe und natirlicher Gelandeoberflache je nach HoOhenlage der
ErschlieBungsstralRe zuzuschlagen bzw. abzuziehen.

Zahl der Vollgeschosse (8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes WA 1 ist das oberste
Vollgeschoss als Staffelgeschoss auszubilden. Die Aul3enwénde des Staffelgeschosses
missen zu allen Seiten mindestens um 1,00 m hinter die AulRenwand des
darunterliegenden Geschosses zurlicktreten. Die von den Aullenwdnden des
Staffelgeschosses eingeschlossene Grundflache darf maximal 2/3 der von den
AulRenwanden eingeschlossenen Grundflache des darunterliegenden Geschosses
betragen.

UBERBAUBARE UND NICHT UBERBAUBARE GRUNDSTUCKSFLACHEN
(8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)

Die Baugrenzen durfen tberschritten werden durch:

- Uberdachungen von Eingangsbereichen bis zu einer Tiefe von 1,50 m bei einer
Lange von jeweils maximal 3,0 m, sofern der Anteil der vortretenden Geb&udeteile
insgesamt 30 % der Lange der jeweiligen Fassade nicht Uberschreitet,
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- Balkone bis zu einer Tiefe von 1,50 m bei einer Lange von jeweils maximal 5,00 m,
sofern der Anteil der vortretenden Gebdaudeteile insgesamt 30 % der Lange der
jeweiligen Fassade nicht Giberschreitet.

EIN- BZW. AUSFAHRTEN UND ANSCHLUSS ANDERER FLACHEN AN DIE
VERKEHRSFLACHEN
(89 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Die festgesetzte Ein-/ Ausfahrt an der Ostseeallee darf mit einer Breite von maximal
3,50 m errichtet werden.

GARAGEN, STELLPLATZE UND NEBENANLAGEN
(8 12 Abs. 6 und § 14 BauNVO, § 23 Abs. 5 BauNVO)

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes WA 1 sind oberirdische
Garagen und oberirdische Stellplatze unzulassig.

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes WA 1 dirfen ausnahmsweise
2 oberirdische Stellplatze errichtet werden.

Tiefgaragen aul3erhalb der Umfassungswande von Gebduden missen vollstandig
unterhalb der Gelandeoberflache liegen und sind gemal textlicher Festsetzung Il./ 2.1
zu begrinen. Ausgenommen davon ist der zur Tiefgarage gehorige Ein-/
Ausfahrtbereich.

Standplatze fur Abfallbehélter sowie Nebengeb&dude geméal 8§ 14 BauNVO sind
zwischen stralRenseitiger Gebaudeflucht und der Ostseeallee unzulassig.

Kleinwindkraftanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind unzuléssig.

GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHT
(8 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Innerhalb der festgesetzten Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung “private
Stellplatzflache" ist die Fahrgasse in einer Breite von 6,0 m und uber die gesamte
Lange der Flache mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Allgemeinheit
zu belasten.

BAULICHE UND SONSTIGE VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHADLICHEN
UMWELTEINWIRKUNGEN
(8 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Aufgrund der Uberschreitungen der Orientierungswerte des Beiblattes 1 zu DIN 18005*
fur allgemeine Wohngebiete durch den Verkehrslarm der Ostseeallee bzw. des
offentlichen Parkplatzes tags und nachts um bis zu 10 dB gelten in den betroffenen
Bereichen folgende Vorgaben:

In einem 10 m breiten Streifen am Rand des Plangebietes entlang der Ostseeallee
(Flache ® gemé&R Planzeichnung — Teil A) sind AuRenwohnbereiche an zur Ostseeallee
sind AufRenwohnbereiche an zur Ostseeallee ausgerichteten Fassaden nur dann
zulassig, wenn ein von zwei Seiten wirksamer Schallschirm (eine Seite davon parallel
zur Ostseeallee) mit fugenlosem Aufbau und Anschluss an das Gebaude errichtet wird.
Ferner sind Auf3enwohnbereiche in diesem Streifen auf der jeweils l[Armabgewandten
Seite oder an einer der rechtwinklig zur Richtung der Ostseeallee verlaufenden
Fassaden eines Geb&udes ohne zusatzliche MalRhahmen zul&ssig.
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Ab einem mafR3geblichen Au3enlarmpegel von 58 dB (Flache @ gemal? Planzeichnung —
Teil A) gelten im Plangebiet folgende Anforderungen:

An allen Fassadenseiten neu zu errichtender Geb&ude sind die Anforderungen an den
baulichen Schallschutz gemaR DIN 4109-2:2018:01? (oder der zum Zeitpunkt des
Bauantrages baurechtlich eingefuihrten DIN 4109 %) umzusetzen.

In R&umen, die zum Schlafen dienen, ist ein ausreichender Luftwechsel bei
geschlossenem Fenster sicherzustellen, z.B. durch den Einbau schallgeddmmter
Liftungseinrichtungen.

Ausgenommen sind R&ume an von der Ostseeallee abgewandten Fassaden von
Gebauden. Fir diese gelten die o.g. Anforderungen erst ab einem maRgeblichen
AulRengerduschpegel von 63 dB(A) (Flache ® gemal Planzeichnung — Teil A).

Von den Festsetzungen kann im Einzelfall abgewichen werden, wenn auf der Grundlage
einschlagiger Regelwerke der Nachweis erbracht wird, dass z.B. durch die
Gebaudegeometrie an Fassadenabschnitten geringere malf3gebliche
AulRengerduschpegel als festgesetzt erreicht werden kdénnen.

GRUNFLACHEN; PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MARNAHMEN UND
FLACHEN FUR MARNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR
ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT

(8 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25 BauGB)

GRUNFLACHEN
(8 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Die festgesetzte offentliche Grinflache mit der Zweckbestimmung "Abschirm- und
Gliederungsgriun” dient der Abschirmung des angrenzenden Parkplatzes von den
Baugebietsflachen des Allgemeinen Wohngebietes sowie der Strukturierung des
Plangebietes. Innerhalb der Grunflache ist die Errichtung von Anlagen zugunsten der
Parkplatznutzung in Form eines WC in der maximalen Grof3e von 20 m2 sowie eines
Kassenautomaten in der maximalen Grof3e von 10 m? zulassig.

Innerhalb der festgesetzten Offentlichen Grinflache mit der Zweckbestimmung
"Abschirm- und Gliederungsgriin” ist ein Wall mit einer maximalen Hoéhe von 1,30 m
zulassig.

MABNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON
BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT
(8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Tiefgaragen(teile) aufRerhalb von oberirdischen Geb&uden mussen eine mindestens
40 cm hohe vegetationsfahige Uberdeckung aus gut durchwurzelbaren Substraten
aufweisen und sind zu begriinen und gartnerisch anzulegen. Das gilt nicht flr Terrassen
und Wege.

Als Ausgleich fur die Rodung von 16 Einzelbdumen (gem&fR § 18 NatSchAG M-V
geschutzt) sind 22 Ausgleichspflanzungen innerhalb des Plangebietes umzusetzen. Von
den in der Planzeichnung dargestellten Pflanzstandorten kann um bis zu 3,0 m
abgewichen werden. Eine 3-jahrige Entwicklungspflege ist zu gewdhrleisten. Fir die
Anpflanzungen sind heimische und standortgerechte Laubbaume in der Qualitat
Hochstamm, dreimal verpflanzt und mit einem Stammumfang von mindestens 14 bis 16
cm (gemessen in 1,0 m Uber dem Erdboden) gemalR Pflanzliste unter 11.3.1 zu
verwenden.
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Die Standorte der Ausgleichspflanzungen sind vor Satzungsbeschluss vertraglich
zwischen Gemeinde und Vorhabentrager zu sichern.

Als Ausgleich fur die Rodung von 14 Einzelbdumen (ohne Schutzstatus) sind 2 von 11
Ausgleichspflanzungen innerhalb des Plangebietes umzusetzen. Von den in der
Planzeichnung dargestellten Pflanzstandorten kann um bis zu 3,0 m abgewichen
werden. Eine 3-jahrige Entwicklungspflege ist zu gewahrleisten. Fir die Anpflanzungen
sind heimische und standortgerechte Laubb&ume in der Qualitdit Hochstamm, dreimal
verpflanzt und mit einem Stammumfang von mindestens 14 bis 16 cm (gemessen in 1,0
m Uber dem Erdboden) gemalR Pflanzliste unter 11.3.1 zu verwenden.

Die Standorte der Ausgleichspflanzungen sind vor Satzungsbeschluss vertraglich
zwischen Gemeinde und Vorhabentréager zu sichern.

ANPFLANZUNGEN VON BAUMEN, STRAUCHERN UND SONSTIGEN
BEPFLANZUNGEN
(8 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Fur Anpflanzungen geméan 11.2.2 und 11.2.3 sind folgende Arten zu verwenden:

Feld-Ahorn (Acer campestre),

Hainbuche (Carpinus betulus),

Rot-Dorn (Crataegus laevigata ‘Paul’s Scarlet’),
Eberesche (Sorbus aucuparia)

Schwedische Mehlbeere (Sorbus intermedia).

BINDUNGEN FUR DIE ERHALTUNG VON BAUMEN, STRAUCHERN UND
SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(8 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Die zum Erhalt festgesetzten Bdume sowie die im sidlichen Teil des Geltungsbereiches
vorhandenen Baume und Straucher innerhalb der festgesetzten Flache mit Bindungen
fur Bepflanzungen und die Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie von Gewassern sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen und bei
Abgang artengleich nachzupflanzen.
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ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
(8 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 LBauO M-V)

DACHER

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes WA 1 sind nur Flachdacher mit
einer Dachneigung von maximal 10° zulassig.

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes WA 1 sind die Dacher nur als
Grundacher, als Bedachungen aus Metall oder als Dacher mit Bitumen-, Kunststoff-
oder Elastomerbahn mit und ohne Deckschicht, z.B. Kies, zulassig.

Die Geb&ude in der sogenannten 2. Reihe sind nur mit Griindachern zulassig.

FASSADEN

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes WA 1 sind die Fassaden nur
als geputzte AuRenwandflachen in den Farbspektren wie folgt zulassig:
abgetontes Weil3:

- Cremeweil} (gleich RAL 9001),

- Grauweil3 (gleich RAL 9002),

- Reinweil? (gleich RAL 9010)

Helle Grauttne:

- Steingrau (gleich RAL 7030),

- Kieselgrau (gleich RAL 7032),

- Lichtgrau (gleich RAL 7035),

- Achatgrau (gleich RAL 7038),

- Seidengrau (gleich RAL 7044),

- Telegrau (gleich RAL 7047),

- Papyrusweil3 (gleich RAL 9018),

Beigetotne:

- Perlweil3 (gleich RAL 1013),

- Hellelfenbein (gleich RAL 1015).

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes WA 1 sind zur Akzentuierung
weitere Materialien und Farben als in der Festsetzung 2.1.1 aufgefiihrt, bis zu einem
Anteil von maximal 10% der jeweiligen Fassadenflache zulassig.

Klinker sowie Holz (naturfarben, weil3, beige, hellgrau) sind nur zur Akzentuierung der
Fassaden in einem Anteil von maximal 30 % der jeweiligen Fassadenflache zuléssig.
Fassaden mit metallisch glanzenden, spiegelnden oder signalfarbenen Oberflachen sind
ausgeschlossen.

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes WA 1 sind Anbauten,
Wintergarten sowie der Ausgang der Tiefgarage neben den zulassigen Fassaden
gemal auch als Holzfassade/ -konstruktion oder als Metallkonstruktion zulassig.

Rollladenkéasten dirfen in der Fassade nicht sichtbar sein.

WERBEANLAGEN UND WARENAUTOMATEN

Werbeanlagen sind nur an der Statte der Leistung zulassig. Werbetrager durfen die
Gliederung einer Fassade nicht Uberschneiden und Fenster bzw. andere Details nicht

verdecken. Werbeanlagen sind an Gebauden in Form von Schildern in einer Grdl3e von
maximal 0,30 x 0,60 m erlaubt, sofern Zusammenhang mit der Grundsticksnutzung
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besteht. Freistehende Werbeanlagen sind nur mit einer maximalen Gré3e von 1,00 m?2
zulassig. Werbeanlagen mit flimmerndem oder wechselndem Licht sind unzuldssig.

Die Aufstellung oder Anbringung von Warenautomaten ist innerhalb des festgesetzten
Allgemeinen Wohngebietes unzulassig.

GESTALTUNG DER PLATZE FUR BEWEGLICHE ABFALLBEHALTER
(8 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO)

Innerhalb des festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes sind Abfallbehélter und
Miilltonnen auf dem eigenen Grundstick unterzubringen. Innerhalb des festgesetzten
Allgemeinen Wohngebietes sind Standpléatze fur Abfallbehalter und Milltonnen, die vom
Offentlichen Strallenraum einsehbar sind, durch intensive Begrinung durch eine
mindestens 1,20 m hohe Hecke oder durch Holzeinfriedungen, die durch rankende,
kletternde oder selbstklimmende Pflanzen begriint werden, der Sicht zu entziehen.

ART, GESTALTUNG UND HOHE DER EINFRIEDUNGEN
(8 86 Abs. 1 Nr. 5 LBauO M-V)

Einfriedungen sind an der stral3enbegleitenden Grundstiicksgrenze zur offentlichen
Verkehrsflache (Ostseeallee) nur als Hecke aus standortgerechten Laubgeholzen, auch
in Verbindung mit Drahtzaunen, mit einer maximalen Hohe von 1,20 m dber der
zugehdorigen Verkehrsflache zulassig.

Einfriedungen aus Kirschlorbeer (Prunus laurocerasus) sind unzulassig.

ORDNUNGSWIDRIGKEITEN
(8 84 LBauO)

Ordnungswidrig nach 8 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V sowie nach 8§ 5 Abs. 3
Kommunalverfassung M-V handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig ohne eine
Ausnahmegenehmigung zu besitzen von den ortlichen Bauvorschriften nach § 86
LBauO M-V abweicht. Die Ordnungswidrigkeiten kdnnen gemal § 84 Abs. 3 LBauO M-
V mit einer Geldbul3e geahndet werden.

NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN (8 9 Abs. 6 BauGB)

Hochwasserrisikogebiet - extrem

Teile des Geltungsbereiches des Plangebietes liegen innerhalb eines Risikogebietes
auRerhalb von Uberschwemmungsgebieten i.S.d. § 78b Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

(nachrichtliche Ubernahme gemaR § 9 Abs. 6a BauGB). Das Bemessungshochwasser
(BHW) betragt 3,20 m tber NHN.
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Abb. 1: Hochwasserrisikogebiet — extrem — im Bereich der Gemeinde Ostseebad
Boltenhagen (Quelle: www.umweltkarten.mv-regierung.de/atlas/ , Stand: 09.02.2017)
mit Ergdnzung des Bereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 19
(Planungsbtro Mahnel)

2. Baumschutzsatzung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 19 der Gemeinde
Ostseebad Boltenhagen liegt innerhalb des Geltungsbereiches der Satzung zum Schutz
des Baumbestandes der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen (vom 27.06.2013).

V. HINWEISE

1. Bau-, Kunst- und Bodendenkmale

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind von den geplanten MalRnahmen keine
Bodendenkmale sowie Bau- und Kunstdenkmale betroffen. Bei Bauarbeiten kdnnen
jedoch jederzeit archdologische Funde und Fundstellen entdeckt werden. Fir
Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten zuféllig neu entdeckt werden, gelten die
Bestimmungen des § 11 DSchG M-V. In diesem Fall ist die Untere
Denkmalschutzbehorde unverziiglich zu benachrichtigen. Der Fund und die Fundstelle
sind bis zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des LA in unverédndertem
Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfiir der Entdecker, der Leiter der Arbeiten,
der Grundeigentiimer sowie zuféllige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die
Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.

2. Hochwassergeschitzter Bereich

Das uberplante Gebiet befindet sich im hochwassergeschitzten Bereich. Der
Bemessungshochwasserstand (BHW) der Ostsee betragt 3,00 m U HN (3,20 m 0 NHN),
hohere Wasserstande sind moglich. Der Ausbau des Hochwasserschutzsystems ist als
offentliche Aufgabe des Landes Mecklenburg-Vorpommern zum Schutz von im
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Zusammenhang bebauten Gebieten gemal3 8§ 83 Abs. 1 des Wassergesetzes des
Landes M-V (LWaG) von Redewisch bis Tarnewitz abgeschlossen, so dass der Schutz
gegen das BHW der Ostsee grundsatzlich gewdhrleistet ist. Es besteht jedoch kein
absoluter Hochwasserschutz. Bei Sturmfluten und héheren Wasserstanden sind alle
tiefer als 3,00m G HN (3,20 m U NHN) gelegenen Flachen, die vom Ostseewasser
erreicht werden koénnen, gefahrdet. Das Risiko ist durch den Bauherrn selbst zu tragen.

Das Plangebiet liegt im potenziell hochwassergefdhrdeten Bereich; das
Hochwasserschutzsystem ist ausgebaut, so dass der Hochwasserschutz gegen das
Bemessungshochwasser (BHW) der Ostsee grundsétzlich gewéhrleistet ist. Das
Bemessungshochwasser (BHW) betragt 3,20 m tber NHN. Fur Bereiche mit einer
Hohenlage unter 3.20 m & NHN ist eine Beeintrachtigung durch Hochwasserereignisse
und erhdhte Grundwasserstdnde nicht ausgeschlossen; Vorkehrungen sind durch den
Bauherren zu Gbernehmen. Das Risiko ist durch den Bauherren zu tragen.

Am 26. November 2007 ist die Richtlinie 2007/60/EG uber die Bewertung und das
Management von Hochwasserrisiken (Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie, HWRM-
RL) in Kraft getreten. Im Rahmen der Umsetzung dieser Richtlinie wurden
Hochwassergefahren — und Risikokarten erarbeitet. Diese kdnnen unter
http://www.lung.mv-
regierung.de/insite/cms/umwelt/wasser/hochwassserrisikomanagementrichtlinie.htm
bzw. im Kartenportal des  LUNG unter  https://www.Umweltkarten.mv-
regierung.de/atlas/script/index.php?nutzer=p3HWRMRL eingesehen werden. Das
Extremereignis nach HWRM-RL (HQ 200 plus Versagen der
Hochwasserschutzanlagen) weist fiir den Baubereich teilweise eine Uberflutung aus. Bei
einem Extremereignis wie dem Versagen der Hochwasserschutzanlagen, z.B.
Uberflutung der Deiche, kénnte eine Uberflutung stattfinden. Dieses wird vorsorglich als
Information bericksichtigt.

2. VERHALTEN BEI AUFFALLIGEN BODENVERFARBUNGEN BZW. BEI FUNDEN

Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde oder aufféllige Bodenverfarbungen entdeckt
werden, ist gemafll 8§ 11 Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmale im Lande
Mecklenburg-Vorpommern (Denkmalschutzgesetz — DSchG M-V) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 6. Januar 1998 (GVOBI. S. 12) zuletzt ge&ndert durch Artikel 9
des Gesetzes vom 20. Juli 2006 (GVOBI. M-V S. 576) die zustandige untere
Denkmalschutzbehérde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum
Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes fur Kultur und Denkmalpflege oder dessen
Vertreter in unverandertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfur der
Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentimer sowie zuféllige Zeugen, die
den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der
Anzeige. Wird in ein Denkmal eingegriffen, so hat der Verursacher des Eingriffs alle
Kosten zu tragen, die fur die Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung und
Dokumentation des Denkmals anfallen (8 6 Abs. 5 DSchG M-V).

3. MUNITIONSFUNDE

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind keine Hinweise auf mogliche Kampfmittel
vorhanden. Es ist jedoch nicht auszuschlieRen, dass Einzelfunde auftreten kdnnen.
Sollten bei Bauarbeiten kampfmittelverdachtige Gegenstidnde oder sonstige im
Zusammenhang mit dem Munitionsbergungsdienst stehende UnregelmaRigkeit
auftreten, ist aus Sicherheitsgriinden die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren
Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen.
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Notigenfalls ist die Polizei und gegebenenfalls die &rtliche Ordnungsbehdrde
heranzuziehen.

Gemall 8§ 52 LBauO ist der Bauherr fir die Einhaltung der 6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften verantwortlich. Insbesondere wird auf die allgemeinen Pflichten als Bauherr
hingewiesen, Geféhrdungen fur auf der Baustelle arbeitende Personen so weit wie
maoglich auszuschlieen. Dazu kann auch die Pflicht gehdren, vor Baubeginn
Erkundungen Uber eine mogliche Kampfmittelbelastung des Baufeldes einzuholen.
Konkrete und aktuelle Angaben Uber die Kampfmittelbelastung
(Kampfmittelbelastungsauskunft) der in Rede stehenden Flache sind gebihrenpflichtig
beim Munitionsbergungsdienst des LPBK M-V zu erhalten. Ein entsprechendes
Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor Bauausfiihrung empfohlen.

4. ARTENSCHUTZRECHTLICHE BELANGE

Minimierungs- und Vermeidungsmaf3nahmen (Brutvogel)

Um den Verbotstatbestand der Totung gemafl 8§ 44 Absatz 1 BNatSchG zu vermeiden,
sind Minimierungs- und Vermeidungsmal3hahmen zu empfehlen. Zum Schutz der
Brutvogel, die in Gehdlzen briten, sind die Gehdlze im Zeitraum vom 1. Oktober bis
28./29. Februar zu entfernen. Dies betrifft auch die Baufeldfreimachung der
Offenflachen, da auf der Flache Bestdnde des invasiven Neophyten Armenische
Brombeere (Rubus armeniacus) aufkommen.

Minimierungs- und Vermeidungsmaf3nahmen (Reptilien, Amphibien)

Um den Verbotstatbestand der Tétung gemal? § 44 Absatz 1 BNatSchG zu vermeiden,
sind Minimierungs- und Vermeidungsmalnahmen zu empfehlen. Bei Erdarbeiten ist
darauf zu achten, dass steile Bdschungen vermieden werden bzw. die Gruben
schnellstméglich zu verschlieRen sind und vorher eventuell hineingefallene Tiere
(Amphibien, Reptilien usw.) aus den Gruben zu entfernen sind.

Hinweis zu MalRnahmen fir Flederméuse

Fur die verlustig gegangenen Fledermauskasten bzw. fir den noch vorhandenen
Fledermauskasten sollten 3  Stick Fledermaus-Fassaden-Flachkasten am
Transformatorenhaus in Tarnewitz angebracht werden. Im Plangebiet wurden
urspringlich fir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 8 "Strandhotel”
Fledermauskasten angebracht.
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5.2

AUSGLEICHSPFLANZUNGEN FUR BAUMRODUNGEN

Als Ausgleich fir die Rodung von 9 Einzelbdumen (gemall § 1 Baumschutzsatzung
geschutzt) sind 3 Kompensationspflanzungen innerhalb des Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes Nr. 36 der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen umzusetzen. Eine 3-
jahrige Entwicklungspflege ist zu gewahrleisten. Fir die Anpflanzungen sind heimische
und standortgerechte Laubbdume in der Qualitdt Hochstamm, dreimal verpflanzt und
mit einem Stammumfang von mindestens 16 bis 18 cm (gemessen in 1,0 m tber dem
Erdboden) gemanR nachfolgender Pflanzliste zu verwenden:

Feld-Ahorn (Acer campestre),
Héange-Birke (Betula pendula),
Hainbuche (Carpinus betulus),
Stiel-Eiche (Quercus robur),
Winterlinde (Tilia cordata).

Weiterhin sind Kompensationszahlungen fir 28 Baume in Hohe von je 150,00 Euro pro
Baum, insgesamt 4.200,00 Euro, an die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen zu leisten.

Die Standorte der Ausgleichspflanzungen und die Kompensationszahlungen sind vor
Satzungsbeschluss vertraglich zwischen Gemeinde und Vorhabentrager zu sichern.

Als Ausgleich fir die Rodung von 14 Einzelbaumen (ohne Schutzstatus) sind 9 von 11
Ausgleichspflanzungen innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 36
der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen umzusetzen. Eine 3-jahrige Entwicklungspflege
ist zu gewahrleisten. Fur die Anpflanzungen sind heimische und standortgerechte
Laubbaume in der Qualitat Hochstamm, dreimal verpflanzt und mit einem
Stammumfang von mindestens 16 bis 18 cm (gemessen in 1,0 m tber dem Erdboden)
geman nachfolgender Pflanzliste zu verwenden:

Feld-Ahorn (Acer campestre),
Hange-Birke (Betula pendula),
Hainbuche (Carpinus betulus),
Stiel-Eiche (Quercus robur),
Winterlinde (Tilia cordata).

Die Standorte der Ausgleichspflanzungen sind vor Satzungsbeschluss vertraglich
zwischen Gemeinde und Vorhabentrager zu sichern.

1 DIN 18005-1, Beiblatt 1 "Berechnungsverfahren, Schalltechnische Orientierungswerte
fur die stadtebauliche Planung”, Ausgabe Mai 1987, ist bei der Beuth Verlag GmbH,
Berlin, zu beziehen. Sie kann zudem beim Bauamt des Amtes Klutzer Winkel
eingesehen werden.

2 DIN 4109-2:2018:01 "Schallschutz im Hochbau — Teil 2: Rechnerische Nachweise der
Erflllung der Anforderungen, Januar 2018 ist bei der Beuth Verlag GmbH, Berlin, zu
beziehen. Sie kann zudem beim Bauamt des Amtes Klitzer Winkel eingesehen werden.
3 DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau, Anforderungen und Nachweise" ist bei der Beuth
Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen. Sie kann zudem beim Bauamt des Amtes Klutzer
Winkel eingesehen werden.

Planungsstand: 22. Oktober 2020 — Entwurf - Beschlussvorlage 11



	TEIL B – TEXT
	I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
	III. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
	(§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 LBauO M-V)
	IV.     NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN (§ 9 Abs. 6 BauGB)
	V.  HINWEISE


